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Ein Buch mit juristischen Themen
schafft es auf die Bestsellerliste. Kein Ju-
rist hat es geschrieben: Dr. phil. Nor-
bert Blüm, „Einspruch! Wider die Will-
kür an deutschen Gerichten“. Der Au-
tor ist bekannt als ein kluger und belese-
ner Mann mit christlich-katholischer
Prägung, streitfreudig. Sein Einspruch
aber verlangt Widerspruch.

Der Titel ist reißerisch und mehr
noch der Text. Anwälte seien „Anwälte
nicht des Rechts, sondern des Geldes“,
es gebe allzu oft „Kumpanei von Richter
und Anwalt“, der Autor spricht vom
„Autismus der Dritten Gewalt“, sieht all-
zu viele „Krämerseelen auf dem Richter-
stuhl“, stellt apodiktisch fest: „Das
Recht geht in die Binsen“, ja es „kommt
vor die Hunde“, rechtsanwaltlicher Bei-
stand wird als „Beihilfe zur Lüge“ be-
zeichnet, und nicht zuletzt reizt der Titel
des Buches, dessen Thema der General-
bass langer Ausführungen ist. Willkür
vor Gerichten ist Rechtsbeugung, ist
strafbar und soll dennoch breitflächig in
Deutschland zu finden sein. Man ärgert
sich. Der dies schreibt, ist ja nicht irgend-
wer, sondern war Bundesminister und
stand damit exponiert für den Rechts-
staat, den er nun so heftig kritisiert.
Blüm haut um sich. Kein Allgemein-
platz wird ausgelassen. Er bekennt, dass
er Dilettant ist. Insbesondere hadert
Blüm – und sicherlich nicht nur er – mit
dem Familienrecht und der Unterhalts-
reform, die Scheidungen einfacher ge-
macht hat. Anhand sogenannter „Jagd-
szenen“ – Geschichten erzählt aus der
Sicht der Betroffenen – werden die Fol-
gen dieses Rechts geschildert. Es trieft.
Objektivität ist gar nicht angestrebt.

Alles in allem also sicherlich ein pro-
blematisches Buch. Nicht wenige wer-
den es gar nicht zur Hand nehmen. Wer
gibt schon Geld dafür aus, sich auf 253
Seiten beschimpfen zu lassen? Aber
dennoch ist seine Auflage höher als die
des aktuellen Palandts, des berühmten
Kommentars zum Bürgerlichen Gesetz-
buch. Eben deshalb muss man sich da-
mit auseinandersetzen. Denn da, wo
das Buch etwas leiser wird, spricht es
durchaus wichtige Fragen an, über de-
ren richtige Antwort auch Juristen nach-
denken müssen: Wo sind die Grenzen
des Deals im Strafrecht? Ist es vermittel-
bar, Ecclestone nicht zu verurteilen,
aber 100 Millionen Dollar abzuverlan-
gen wegen „geringer Schuld“? Schauen
wir bei der Einstellung von Richtern zu
sehr auf Noten und zu wenig auf die Per-
sönlichkeit? Überhaupt: Was macht ei-
nen guten Richter aus? Führt die Über-
lastung von Gerichten zu unangemesse-
nem Vergleichsdruck? Führt Verfah-
rensbeschleunigung zur Wegrationali-
sierung von Rechtsansprüchen? Was ist
das richtige Verhältnis von Berufsethik
und Berufsrecht der Anwaltschaft?

Auch diese Liste ließe sich beliebig
verlängern – und das ist die gute Seite
des Buches. Einprägsam und illustrativ
sind gerade auch die Ausführungen zu
dem Rollenbild, das Politik und Gesetz-
gebung Eltern und Familie zuschreiben,
zuweilen weit weg vom Leben und bar
jeder Faktenkenntnis. Gerade hier spie-
gelt das Buch die Sicht eines Nichtjuris-
ten, der einiges von dem, was im Be-
reich von Recht und Gericht passiert,
nicht mehr mit seinen eigenen Maßstä-
ben in Einklang bringen kann. Und das
kann auch dem Juristen nicht egal sein.
Recht braucht Akzeptanz. Akzeptanz
braucht zuweilen mehr Kommunika-
tion. Die ist zuweilen missglückt. Wenn
ein Nichtjurist ein Diskussionspapier
zur Berufsethik des Präsidiums der Bun-
desrechtsanwaltskammer so gekonnt
auseinandernimmt, dann merkt man
als Jurist vielleicht erst dann, was da für
ein krudes Zeug zusammengeschrieben
wurde. Vielleicht also doch ein Buch,
das auch Juristen zur Hand nehmen soll-
ten.  GREGOR THÜSING

Der Autor ist Direktor des Instituts für Arbeits-
recht der Universität Bonn.

D
as Territorium, über das der „Is-
lamische Staat“ (IS) mordend ge-
bietet, erstreckt sich auf Teile
des Iraks und Syriens. Da mag es

künstlich erscheinen, bei der völkerrechtli-
chen Begründung eines Militäreinsatzes
zwischen den im Irak und in Syrien geführ-
ten Operationen zu unterscheiden. Doch
die eingreifenden Mächte verfahren ge-
nauso, und nicht wenige unter ihnen be-
schränken ihre Luftangriffe einstweilen
auf das eine oder andere Staatsgebiet. Die
im Irak operierende Allianz, der auch
Frankreich, Großbritannien und Kanada
angehören, beruft sich auf die Zustim-
mung der Regierung dieses Staates zu ih-
rem Gewalteinsatz. Diese Begründung
trägt, aber sie reicht nicht bis nach Syrien.
Hier richtet sich der Blick auf Präsident Ba-
schar al-Assad. Dieser hat 2014 tatsäch-
lich eine Einladung an Amerika adres-
siert, in Syrien „koordiniert“ gegen den
„IS“ vorzugehen. Doch anders als im Fall
des irakischen Hilfeersuchens ist aus As-
sads Einladung keine unproblematische
Erlaubnis zum Gewalteinsatz erwachsen.
Zwar ist Assad trotz seiner in zahllosen in-
ternationalen Untersuchungsberichten an-
geprangerten Verletzungen des Völker-
rechts bis heute syrischer Regierungschef
geblieben. Doch der Becher, den Assad
dem amerikanischen Präsidenten mit sei-
ner Einladung zur gemeinsamen Bekämp-
fung des „IS“ reicht, ist durch seine Unta-
ten vergiftet. Mittelbar steht Assad bislang
auch einer Erlaubnis des UN-Sicherheits-
rats zum Gewalteinsatz gegen den „IS“ in
Syrien im Wege.

Damit ist der Sicherheitsrat einmal
mehr zu einer Nebenrolle verurteilt. Die
Feststellung, dass von dem „IS“ eine gra-
vierende Gefahr für den internationalen
Frieden und die internationale Sicherheit
ausgeht, hat das UN-Gremium mit der
Hauptverantwortung für den Weltfrieden
längst getroffen. Doch es bleibt daran ge-
hindert, das kollektive Sicherheitssystem
der UN zur Abwehr dieser Gefahr durch
eine Erlaubnis zum schützenden Gewalt-
einsatz vollständig zu aktivieren. Vor die-
sem Hintergrund beschreitet Amerika ge-
meinsam mit dem Irak einen dritten Weg,
um seine Luftschläge zu begründen. In sei-

nem an die UN gerichteten Brief vom 23.
September 2014 hat Washington das
Recht zur kollektiven Selbstverteidigung
zugunsten des Iraks geltend gemacht. Es
möge, so lautete die irakische Bitte kon-
kret, einen internationalen Militäreinsatz
zur Beseitigung der „sicheren Häfen“ des
„IS“ in Syrien anführen. Bemerkenswert
ist, dass weder der Irak noch Amerika den
Versuch unternehmen, den nichtstaatli-
chen Charakter des „IS“ hinter einer rein
zwischenstaatlichen Völkerrechtskon-
struktion verschwinden zu lassen. Statt-
dessen hat die kollektive Selbstverteidi-
gungsthese die folgende Gestalt: Die Verei-
nigten Staaten leisten dem Irak auf dessen
Ersuchen hin in Syrien gemeinsam mit ei-
ner Reihe von Koalitionspartnern militäri-
schen Beistand gegen einen bewaffneten
Angriff, den der „IS“ von syrischem Staats-
gebiet aus gegen den Irak durchführt. Hier-
in gelangt die Rechtsüberzeugung zum
Ausdruck, dass das in Artikel 51 der UN-
Charta anerkannte Selbstverteidigungs-
recht der Staaten die Abwehr nicht nur
des bewaffneten Angriffs durch einen an-
deren Staat, sondern auch desjenigen
durch einen hochdestruktiven transnatio-
nalen, nichtstaatlichen Gewaltakteur er-
fasst. Diese Rechtsüberzeugung ist bereits
lange vor dem 11. September 2001 artiku-
liert worden. Doch mit der Operation „En-
during Freedom“, die im Oktober 2001
mit dem Ziel begann, die Al Qaida aus Af-
ghanistan zu verdrängen, rückte dieser

Selbstverteidigungsanspruch – und zwar
auch in seiner kollektiven Ausprägung,
die beim alliierten Gewalteinsatz in Sy-
rien sogar im Vordergrund steht – in das
Zentrum der friedenssicherungsrechtli-
chen Diskussion. Mag dieser Rechtsan-
spruch auch bis heute der Bestätigung
durch den Internationalen Gerichtshof
harren, mit dem Wortlaut von Artikel 51
ist er vereinbar. Spätestens in der Folge
der Terrorangriffe auf Amerika trägt ihn
auch die Praxis der Staaten. Für die Regie-
rungen dieser Welt liegt inzwischen eben
der Umstand klar zutage, dass für ihre Be-
völkerungen auch von transnationaler
„privater“ Gewalt eine horrende Bedro-
hung ausgehen kann. Indessen bleibt das
Selbstverteidigungsrecht auch im Fall ei-
nes nichtstaatlichen bewaffneten Angriffs
in seinem Kern ein zwischenstaatliches
Völkerrechtsinstitut. Denn seine wesentli-
che Rechtswirkung besteht darin, dem an-
gegriffenen Staat die Verteidigung auf
dem Gebiet desjenigen Staates zu erlau-
ben, von dem der nichtstaatliche bewaffne-
te Angriff ausgeht.

Die rechtsprinzipielle Begründung die-
ser zwischenstaatlichen Befugnis wurzelt
in der Zuständigkeit eines jeden Staats, da-
für Sorge zu tragen, dass Privatpersonen
von seinem Staatsgebiet aus keinen be-
waffneten Angriff auf einen anderen
Staat durchführen. Soweit erforderlich,
schließt diese Zuständigkeit sogar den Ein-
satz der eigenen Streitkräfte gegen die pri-
vaten Gewaltakteure ein. Der zentrale Völ-
kerrechtstitel der Souveränität, so zeigt
sich auch hier, ist nicht kostenlos zu ha-
ben. Aus der Souveränität des Staates, von
dem aus der nichtstaatliche Angriff ge-
führt wird, folgt indessen gleichzeitig,
dass das Selbstverteidigungsrecht im Fall
eines nichtstaatlichen bewaffneten An-
griffs nur subsidiär zum Zug kommen
kann. Dieses Recht besteht dementspre-
chend dann nicht, wenn der Staat, von des-
sen Gebiet der nichtstaatliche bewaffnete
Angriff ausgeht, der Gefahr selbst wirk-
sam begegnen kann und will. Der maßgeb-
liche Brief der Vereinigten Staaten an die
UN bestreitet diese Subsidiarität nicht.
Denn in dem Schreiben wird ausgeführt,
Syrien sei als der völkerrechtlich zuständi-
ge Staat entweder unwillig oder unfähig,

dem bewaffneten Angriff des „IS“ ein
Ende zu setzen. Die Frage ist allerdings,
ob diese Feststellung tatsächlich zutrifft.
An dieser Stelle kompliziert Assad einmal
mehr das völkerrechtliche Bild. Denn der
syrische Regierungschef hatte ja angebo-
ten, einem Gewalteinsatz der Koalitionä-
re zuzustimmen, sofern dieser in Abstim-
mung mit Syrien durchgeführt werde.
Wischt man dieses Angebot nicht einfach
als unglaubwürdig beiseite, so ist Syrien
nicht unwillig. Zur wirksamen Angriffsab-
wehr fähig mag der bürgerkriegsge-
schwächte Assad allein zwar tatsächlich
nicht sein. Doch dies gäbe Washington
und seinen Partnern keinen hinreichen-
den völkerrechtlichen Grund dafür, die Mi-
litäroperation gegen den „IS“ in Syrien
nicht mit diesem Staat abzustimmen und
damit auf eine Art und Weise durchzufüh-
ren, die die Souveränität Syriens schont.
Danach spricht einiges für die Annahme,
dass die Selbstverteidigung im Fall eines
nichtstaatlichen bewaffneten Angriffs
grundsätzlich hinter die „Intervention auf
Einladung“ zurücktritt. Problematisch
wird diese Annahme indessen dann, wenn
die einladende Regierung – wie diejenige
Assads – gleichzeitig Völkerrechtsverlet-
zungen begeht, die nach Schwere und Aus-
maß in den völkerstrafrechtlichen Bereich
hineinreichen, und wenn ein solches Re-
gime die Einladung an für sie günstige Be-
dingungen knüpft. Einen Vorrang der „In-
tervention auf Einladung“ kann es dann
nicht geben, wenn eine solche Interventi-
on zur verbotenen Beihilfe zu den entspre-
chenden Völkerrechtsverletzungen des
Einladenden geraten müsste. Deutet man
den amerikanisch-irakischen Selbstvertei-
digungsanspruch in diesem Sinn, er-
scheint er als plausible Konkretisierung
des Selbstverteidigungsrechts im Fall ei-
nes nichtstaatlichen bewaffneten An-
griffs. Die internationale Staatengemein-
schaft sieht das offenbar genauso. Denn
Widerspruch ist – soweit ersichtlich – nur
von Syrien und Russland laut geworden.

Bemerkenswert ist schließlich, dass die
auswärtigen Staaten, die den „IS“ in Sy-
rien und im Irak bekämpfen, davon abgese-
hen haben, hiermit einen neuerlichen Prä-
zedenzfall für die humanitäre Interventi-
on zu setzen. Zwar ist die völkergewohn-

heitsrechtliche Herausbildung eines sol-
chen Erlaubnistitels in Praxis und Lehre
bislang zumeist mit Blick auf die Verhinde-
rung solcher „humanitärer Katastrophen“
diskutiert worden, die von einer zum Ter-
rorinstrument pervertierten Regierung
heraufbeschworen wurden. Doch die
fürchterliche Blutspur des „IS“ erweist letz-
teren Blickwinkel als verengt. Kein rechts-
prinzipieller Grund spricht dagegen, über
eine humanitäre Intervention auch in dem
Extremfall nachzudenken, in dem ein
nichtstaatlicher Gewaltakteur wie der „IS“
ganze Zivilbevölkerungen mit massenmör-
derischer Gewalt überzieht. Der Verzicht
der handelnden Staaten darauf, die Ge-
waltanwendung gegen den „IS“ zum
Schutz der Yeziden im irakischen Sind-
schar-Gebirge oder der Kurden im syri-
schen Kobane als humanitäre Interventi-
on zu bezeichnen, ist beredt.

Die in der UN-Charta nicht verankerte
humanitäre Intervention bleibt in der Pra-
xis der Staaten die mit Glacéhandschuhen
zu behandelnde Ultima Ratio. Sobald sich
ein auswärtiger Gewalteinsatz auf einen
anerkannten völkerrechtlichen Erlaubnis-
satz stützen lässt, so geben die Staaten
dem den Vorzug. Im Fall des militärischen
Schutzes der vom „IS“ bedrohten Zivilbe-
völkerungen im Irak und in Syrien ver-
schafft das Ersuchen der irakischen Regie-
rung den beiden Koalitionen der Hilfswilli-
gen die Möglichkeit, den jeweiligen Ge-
walteinsatz als „Intervention auf Einla-
dung“ beziehungsweise als kollektive
Selbstverteidigung auszuweisen. An die-
ser Vorsicht im Umgang mit der prekären
humanitären Intervention gibt es nichts
zu kritisieren. Doch der Fall des „IS“ zeigt
auch, wie schmal der Grat zu dem äußers-
ten Notfall sein kann, in dem einer exis-
tenzbedrohten Zivilbevölkerung nur noch
eine humanitäre Intervention Schutz ver-
spricht. Mit einer irakischen Regierung
vom Schlage des Assad-Regimes wäre die-
ser Grat überschritten. Eine vorsichtige
Völkerrechtspolitik im Hinblick auf die hu-
manitäre Intervention schließt deshalb lei-
der auch den Verzicht darauf ein, den ent-
sprechenden Rechtsanspruch vorschnell
für obsolet zu erklären.
Professor Dr. Claus Kreß lehrt Straf- und Völkerrecht
an der Universität zu Köln.

Geht das Recht
in die Binsen?

WO BLÜM RECHT HAT UND WO NICHT

Das Bundeskabinett hat die Entsendung
bewaffneter deutscher Streitkräfte in den
Irak zur Ausbildungsunterstützung der Si-
cherheitskräfte der Regierung der Region
Kurdistan-Irak und der irakischen Streit-
kräfte in ihrem Kampf gegen die Terroror-
ganisation „Islamischer Staat“ (IS) be-
schlossen. Völkerrechtlich geht es um
den Einsatz der Bundeswehr in einem be-
waffneten Konflikt zwischen dem IS und
dem Irak. Verfassungsrechtliche Rechts-
grundlage soll das Handeln „im Rahmen
eines Systems gegenseitiger kollektiver Si-
cherheit im Sinne des Artikel 24 Absatz 2
des Grundgesetzes“ sein.

Mit dieser Formulierung versucht die
Bundesregierung den Vorgaben des Bun-
desverfassungsgerichts für Auslandsein-
sätze der Bundeswehr zu genügen, wo-
nach diese nur zur Verteidigung und im
Rahmen und nach den Regeln eines Sys-
tems gegenseitiger kollektiver Sicherheit
erfolgen dürfen. Unklar bleibt im Antrag
der Bundesregierung an den Deutschen
Bundestag, im Rahmen welchen Systems
gegenseitiger kollektiver Sicherheit die
Soldatinnen und Soldaten im Irak han-
deln sollen. So spricht der Antrag ledig-
lich davon, dass der Sicherheitsrat der Ver-
einten Nationen festgestellt habe, dass
von ISIL eine Bedrohung des Weltfriedens

und der internationalen Sicherheit ausge-
he, und dass der Sicherheitsrat die interna-
tionale Gemeinschaft aufgefordert habe,
die irakische Regierung im Kampf gegen
den IS zu unterstützen. Die Bundesregie-
rung scheint hier auf die Vereinten Natio-
nen zu verweisen, die vom Bundesverfas-
sungsgericht als System gegenseitiger kol-
lektiver Sicherheit anerkannt sind. Voraus-
setzung ist aber, dass die Bundeswehr „im
Rahmen und nach den Regeln“ eines sol-
chen Systems eingesetzt wird. Auffällig
ist, dass die Bundesregierung anders als
bei den bewaffneten Ausbildungseinsät-
zen der Bundeswehr in Mali und Afghanis-
tan nur auf den Rahmen, nicht aber auf
die Regeln des Systems gegenseitiger kol-
lektiver Sicherheit abstellt.

Im Falle des Irak-Einsatzes handelt die
Bundeswehr jedoch weder im Rahmen
noch nach den Regeln der UN. Rechts-
grundlage ist allein eine Einladung sei-
tens der irakischen Regierung. Für die Be-
kämpfung einer Terrororganisation im In-
neren eines Staates sind die UN nicht zu-
ständig. Diese fällt in den souveränen Zu-
ständigkeitsbereich der Staaten. Nach Ar-
tikel 2 Absatz 7 der UN-Charta haben die
Vereinten Nationen grundsätzlich keine
Befugnis zum Eingreifen in die inneren
Angelegenheiten eines Staates, es sei

denn, sie werden nach Kapitel VII der
Charta tätig. Voraussetzung hierfür ist
aber eine die Mitgliedstaaten bindende
Entscheidung des Sicherheitsrats. Eine
solche liegt aber nicht vor. Die Aufforde-
rung an die internationale Gemeinschaft,
die irakische Regierung im Kampf gegen
ISIL zu unterstützen, ist nicht in einer
nach Kapitel VII angenommenen binden-
den Resolution des Sicherheitsrats, son-
dern lediglich in einer unverbindlichen
Erklärung seines Präsidenten enthalten.
Der Sicherheitsrat fordert die internatio-
nale Gemeinschaft dazu auf, „im Ein-
klang mit dem Völkerrecht die Unterstüt-
zung für die Regierung Iraks bei ihrem
Kampf gegen den ISIL und die mit ihm
verbundenen bewaffneten Gruppen wei-
ter zu verstärken und auszuweiten“. Es
geht also lediglich um die Verstärkung ei-
ner auf anderer Rechtsgrundlage bereits
erfolgenden Unterstützung. In der Präsi-
dentenerklärung selbst wird zudem auch
keine Bedrohung des Weltfriedens und
der internationalen Sicherheit durch ISIL
festgestellt. Eine solche Feststellung fin-
det sich lediglich in Sicherheitsratsresolu-
tionen, die sich ganz allgemein mit der Be-
drohung des Weltfriedens und der inter-
nationalen Sicherheit durch terroristi-
sche Handlungen befassen. So spricht die

von der Bundesregierung zitierte Sicher-
heitsratsresolution 2170 (2014) von einer
„Bedrohung des Weltfriedens und der in-
ternationalen Sicherheit, die vom IS, der
ANF (Al-Nusra-Front in Syrien) und al-
len anderen mit Al Qaida verbundenen
Personen, Gruppen und Einrichtungen
nach wie vor ausgeht“. Dass die Unterstüt-
zung des Kampfes der irakischen Regie-
rung gegen den IS nicht im Rahmen der
Vereinten Nationen erfolgt, wird auch dar-
an deutlich, dass das Vereinigte König-
reich in einem Schreiben an den UN-Si-
cherheitsrat erklärte, dass es auf Ersu-
chen der irakischen Regierung Maßnah-
men zur Unterstützung der kollektiven
Selbstverteidigung des Irak gegen Angrif-
fe des IS ergreife und zu diesem Zweck
auch Stellungen des IS in Syrien angreife.
Es erscheint wenig realitätsnah, dass die
Unterstützung der irakischen Streitkräfte
innerhalb des Irak im Rahmen und nach
den Regeln der UN, außerhalb des Irak
aber nach den völkergewohnheitsrechtli-
chen Grundsätzen der kollektiven Selbst-
verteidigung erfolgt. Dass Rechtsgrundla-
ge für die Ausrüstungs- und Ausbildungs-
hilfe die Einladung seitens der irakischen
Regierung und nicht eine unverbindliche
Erklärung des Präsidenten des Sicher-
heitsrats ist, zeigt sich auch darin, dass

solche Hilfsleistungen jederzeit ohne Ein-
schaltung der UN, aber nicht ohne Einwil-
ligung Bagdads erfolgen können.

Die Bundesregierung führt in ihrem
Antrag aus, dass die deutschen Streitkräf-
te bei ihrem Einsatz „als Teil der interna-
tionalen Anstrengungen“ im Kampf ge-
gen die Terrororganisation ISIL handeln
werden. Bei diesen „Anstrengungen“ han-
delt es sich um eine sich seit Anfang Sep-
tember 2014 formierende, von Amerika
geführte weltweite Koalition zur Vernich-
tung von ISIL. Diese umfasst derzeit rund
60 Staaten. Grundlage der Koalition ist
ein Fünf-Punkte-Katalog, wonach sich
die Anstrengungen der Koalitionspartner
etwa auf die Unterstützung militärischer
Operationen, Kapazitätsaufbau und Aus-
bildung, die Unterbindung des Zustroms
terroristischer Kämpfer, das Abschneiden
des IS von finanziellen Mitteln, die huma-
nitäre Hilfe und Krisenbewältigung rich-
ten. Bei der Koalition handelt es sich laut
Aussage der amerikanischen Regierung
um einen „losen Zusammenschluss“
gleichgesinnter Staaten, dessen Mitglie-
der sich an einer oder mehrerer dieser An-
strengungen „entsprechend ihrer nationa-
len Entscheidungen, Fähigkeiten und
Prioritäten“ beteiligen. Das Zentralkom-
mando der amerikanischen Streitkräfte

übernimmt lediglich die „Koordinie-
rung“. Eine solche Ad-hoc-Koalition der
Willigen erfüllt jedoch nicht die verfas-
sungsrechtlichen Anforderungen an ein
System gegenseitiger kollektiver Sicher-
heit. Ein solches System bedarf einer ver-
traglichen Grundlage, wobei der Bundes-
tag der Vertragsgrundlage zugestimmt ha-
ben muss. Außerdem wird ein solches Sys-
tem durch ein friedenssicherndes Regel-
werk und den Aufbau einer Organisation
gekennzeichnet. Entscheidend ist jedoch,
dass Deutschland durch die Einordnung
in ein solches System nicht lediglich
Pflichten übernimmt, sondern auch das
Recht auf Beistand durch die anderen Ver-
tragspartner erwirbt – von einer Ver-
pflichtung zur Verteidigung Deutsch-
lands seitens des Irak oder eines der ande-
ren Koalitionspartner ist aber keine Rede.

Entgegen der Auffassung der Bundesre-
gierung handelt es sich bei der Entsen-
dung bewaffneter deutscher Streitkräfte
in den Irak somit um eine Intervention im
irakischen Bürgerkrieg auf Einladung der
irakischen Regierung im Rahmen einer
angeführten Ad-hoc-Koalition der Willi-
gen. Ein solcher Einsatz wird vom Grund-
gesetz nicht zugelassen.
Professor Dr. Stefan Talmon lehrt Öffentliches Recht,
Völker- und Europarecht an der Universität Bonn.

Hilfe in der Not

Eine Koalition der Willigen reicht nicht
Warum der Irak-Einsatz der Bundeswehr im Kampf gegen den „Islamischen Staat“ verfassungswidrig ist / Von Stefan Talmon

QUELLEN

Die Terroristen des
„Islamischen Staats“
dürfen bekämpft
werden – auf Einladung
oder im Rahmen von
Selbstverteidigung
und humanitärer
Intervention.

Von Claus Kreß
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